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GEWERKSCHAFTLICHE
RUNDSCHAU

MONATSSCHRIFT DES SCHWEIZERISCHEN GEWERKSCHAFTSBUNDES
ZWEIMONATLICHE BEILAGEN: « BILDUNGSARBEIT» UND «GESETZ UND RECHT»

HEFT 6 - JUNI 1967 - 59.JAHRGANG

Fiinf Jahre unabhingiges Algerien?

Algerien nach den jiingsten Kommunalwahlen

Am 5. Februar 1967 wurden in Algerien die Gemeinde- und Stadt-
rite auf vier Jahre gewihlt. Es war die erste Kommunalwahl seit der
Erklirung der Unabhingigkeit am 5. Juli 1962. Zum erstenmal auch,
seit Oberst Houari Boumedienne und sein Revolutionsrat am 19. Juni
1965 den damaligen Prisidenten Ahmed Ben Bella in den algerischen
Gefdngnissen verschwinden lieBen und die Macht ergriffen, konnte das
algerische Volk an die schon immer ctwas zweideutige Praxis des
Wihlens ankniipfen. So gestatten diese Wahl und ihr Ergebnis ein
Urteil iiber die Regierung Boumediennes und iiber die Resonanz, die
sie in der Bevélkerung findet.

Die Struktur der Gemeindeverwaltung in Algerien war zunichst
unverédndert aus franzosischer Zeit iibernommen worden. Die starke
Zentralisierung auf Zentralbehérden in Algier hin — selbst iiber
Schulbaureparaturen in entlegenen Dérfchen konnte eigentlich nur
in Algier entschieden werden — widersprach regionalen Eigenheiten
und sozialistischen Prinzipien, erwies sich als unwirksam und um-
stindlich und forderte nur die vom Klima bedingte Trigheit. Sollten
Gemeindewahlen irgendeinen Sinn haben, so muBten sie mit einer
Kommunalreform verbunden sein.

Ein Jahr lang arbeitete die Regierung an dem neuen Gemeinde-
gesetz, verschob sogar den Wahltermin von 1966 auf 1967, um die in
Revolutionsrat, Regierung und Kommissionen aufgetretenen Mei-
nungsverschiedenheiten in Ruhe kliren zu kénnen, bevor Prisident
Boumedienne den neuen Code Communal am 18.Januar 1967 unter-
zeichnen konnte, knapp drei Wochen vor der Wahl.

Danach bestehen die neuen Gemeindeverwaltungen erstens aus einem
Gemeinde- oder Stadtrat mit mindestens neun Abgeordneten (bei
Gemeinden mit weniger als 5000 Einwohnern), und zweitens aus
einem Exekutivorgan, das die Beschliisse der Gemeindeversammlung

1 Aus: Gew. Monatshefte DGB, Mai 1967
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auszufiihren hat — dem Biirgermeister und seinen Stellvertretern.
Diese neugeordnete Kommune wird als kleinste Verwaltungseinheit
beim Aufbau des Landes verstanden und entsprechend aufgewertet:
Die Gemeindevertretung ist fiir die politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Angelegenheiten der Kommune verantwort-
lich. Der Biirgermeister hat fiir die dffentliche Ordnung zu sorgen.
Auch finanziell werden die Gemeinden auf eigene Fiile gestellt.

Man kénnte diese Reform als Anwendung des (bereits in Industrie
und Landwirtschaft angestrebten) Selbstverwaltungsprinzips (Auto-
gestion) auf die Lokalverwaltung bezeichnen. Mitarbeit und Verant-
wortungsbewufltsein auf értlicher Ebene sollen geweckt und gefordert
werden. Es ist deutlich, daB sich fortan die Einsatzfreudigkeit eines
guten Biirgermeisters weit positiver, Vetternwirtschaft und Unfihig-
keit aber auch viel negativer auswirken werden als bisher.

Entscheidend waren und sind also Auswahl und Qualifikation der
neuen Gemeindeabgeordneten. Kommissionen unter Vorsitz der
Partei (FLN) und unter Beteiligung aller Massenorganisationen wie
Gewerkschaften, Frauenvereinigung usw. sollten die Einheitslisten
zusammenstellen, die dann — von der Bevilkerung mit Spannung
erwartet — eine Woche vor der Wahl bekanntgegeben wurden.

Doch hier beginnen schon die Probleme. Die Parteiorganisation ist
in weiten Teilen des Landes praktisch inexistent. Die Listen stammten
hiufig von der Verwaltung, die sich naturgemiB an die Leute hielt,
die sie kannte, also an die vorher vom Staat eingesetzten Gemeinde-
vertreter, die nun aber oft biirgerlich sind oder am Freiheitskampf
wenig aktiv teilgenommen haben. Gelegentlich kam es zu Auseinander-
setzungen zwischen den verschiedenen Gruppen. So gab es in Oran
zunéchst zwei Listen, eine von der Verwaltung, eine von den Gewerk-
schaften aufgestellt.

Aufs Ganze gesehen hat man sich im Rahmen des Moglichen um
eine reprisentative und gute Auswahl bemiiht. Um Amterkumulation
zu vermeiden, waren Militirs, Priifektorialbeamte, Steuereinzieher
und andere Personen in einfluBreichen Stellungen vom Recht zu
kandidieren ausgeschlossen. Die autoritative Aufstellung von Ein-
heitslisten ist in einem Land nicht zu umgehen, in dem Cliquen-
wirtschaft oder die Gegensitze der Clans das Dorfleben kennzeichnen.

Folgende Prinzipien sollten nach dem Willen der Regierung die
Auswahl der Kandidaten fiir die Einheitsliste leiten: Demokrati-
sierung, das heiflt eine der Bevélkerungsschichtung entsprechende
Vertretung; Effektivitit, das heiBt die fahigsten Leute sollten in den
Gemeinderat; auerdem sollen sie nicht den «ausbeutenden Klassen »
angehéren und eine « Vergangenheit ohne Flecken» (keine Kollabo-
ration mit den Franzosen) aufweisen.

Hier beginnen wieder die Probleme: Wie so oft im algerischen Ali-
tag, schlieit ein gutes Prinzip das andere aus. Natiirlich kann man
den algerischen GroBgrundbesitzer von der Liste streichen. Was aber,
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wenn er einer der drei Nichtanalphabeten des Ortes ist ? Eine demo-
kratische Sitzverteilung wiirde 80 Prozent Analphabeten in den
Gemeinderiten fordern, denn von den algerischen Wahlberechtigten
sind 80 Prozent des Lesens und Schreibens unkundig. Aber solch ein
Gemeinderat ist nicht wirklich arbeitsfihig. (Die neue brasilianische
Verfassung, die Analphabeten das Wahlrecht verweigert, ist da zwei-
fellos konsequenter, sicher aber auch weniger demokratisch.)

Trotz der Einheitslisten wird man diese Wahl als den Umstinden
entsprechend recht demokratisch bezeichnen diirfen. Fiir die 10 158
verfiigharen Sitze waren doppelt soviel Kandidaten aufgestellt, so daf}
immerhin eine Auswahl méglich war. Die Tatsache der Einheitsliste
ist als solche noch nicht als undemokratisch zu bezeichnen: wer wollte
in einer Gemeinde, in der nur der Lehrer und der Brieftriger lesen
konnen, eine Gegenliste zusammenstellen ? Zum erstenmal sind auch
Frauen als Kandidaten ausgewihlt worden — das wire ohne Druck von
oben nie geschehen. In mindestens zwei Drittel der algerischen Kom-
munen wiirde man keine verniinftige Gegenliste zusammenbekom-
men.

Es soll zwar auch bei dieser Wahl vorgekommen sein, da3 (in den
der Regierung feindlichen kabylischen Bergen) die Armee Leute auf
Lastwagen zum Wahllokal fuhr und ihnen fertig ausgefiillte Stimm-
scheine in die Hand driickte, wie das zu franzosischen Zeiten weit-
gehend der Brauch war. Doch hatte die algerische Regierung anderer-
seits 15 auslindische Journalisten aufgefordert, sich an Ort und Stelle
davon zu iiberzeugen, dal die Wahlen ordnungsgemif3 durchgefiihrt
wurden. Auch waren die 550 000 algerischen Gastarbeiter in Frank-
reich zur Wahl zugelassen (im Gegensatz zu den spanischen beim
jingsten Referendum in Spanien), auf die die Regierung in Algier
auch indirekt kaum Druck ausiiben kann.

Die Wahlbeteiligung betrug etwa 70 Prozent, was in Algerien bei
Kommunalwahlen schon Tradition ist. «Die Regierung ist mit dem
Ergebnis der Kommunalwahlen sehr zufrieden», erklirte der neue
Informationsminister Benyahia am Tage nach der Wahl. « Die Wahl-
beteiligung war in den Stidten und auf dem Land recht hoch, was
deutlich beweist, daB das Land in eine Ara politischer Stabilitit ein-
getreten ist.»

Mit Recht wird hier die fiir eine Kommunalwahl beachtliche Be-
teiligung als Erfolg fiir die Regierung verbucht: Dieser erste Test der
Regierung seit ihrer Machtergreifung zeigt, daf3 sie, wenn auch nicht
Enthusiasmus, so doch ein lebhaftes Interesse fiir grundsitzliche
politische Fragen und besonders fiir die Kommunalreform zu wecken
vermochte, und daf} sie im Land allgemein anerkannt ist. Ganz ohne
Zweifel bedeutet das Wahlergebnis einen Prestigezuwachs fiir die
Regierung Boumedienne und eine Stabilisation fiir das Land. Die
Regierung hat aullerdem endlich eines der bei der Machtergreifung
gegebenen Versprechen, Kommunalwahlen und -reform durchzu-
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fithren, verwirklichen konnen. Die neuen Gemeinderiite, selbst wenn
sie zur Hilfte noch dieselben sind wie vor der Wahl, kénnen nun mit
einem gewissen Riickhalt in der Bevélkerung ihre neuen und viel-
faltigeren Aufgaben angreifen. SchlieBlich hat die Bevilkerung wieder
an die Ubung der Stimmabgabe anschlieBen kénnen, diesmal in
einem fiir sie iiberschaubaren Bereich.

Die politischen Oppositionsgruppen Algeriens

Einen besonderen Erfolg bedeuten die 70 Prozent Wahlbeteiligung
fir Boumedienne aber in seiner Auseinandersetzung mit den poli-
tischen Oppositionsgruppen, die sich groBlenteils im europiischen Exil
etabliert haben.

Die algerische Opposition besteht im wesentlichen aus vier Grup-
pen: der sozialistischen FFS (Front des Forces Socialistes) unter Ait
Ahmed ist fast ausschlieBlich auf die Kabylei beschrinkt (gegen Ben
Bella und Boumedienne); der ziemlich einfluBlose CNDR (Conseil
National de la Révolution) unter Boudiaf (ebenfalls gegen Ben Bella
und Boumedienne); die linkssozialistisch-kommunistische ORP, heute
Avanigarde-Partei genannt, die sich nach dem Sturz Ben Bellas gegen
Boumedienne bildete, und deren Fiihrer Harbi, Zahouane, Hadj Ali
usw. noch heute unter iiblen Umstéinden in algerischen Gefingnissen
sitzen; schliefilich die benbellistische OCRA (Organisation Clandestine
de la Révolution Algérienne) unter Lebjaoui, Ait El Hocine und andere,
die iiber eine groBle Zahl von Sympathisierenden in Algerien zu ver-
fiigen vorgibt. (Der am 3. Januar 1967 in Madrid ermordete Mohamed
Khider bewahrte als Verwahrer des FLN-Fonds allen diesen Gruppen
gegeniiber seine Neutralitiit.)

Diese Gruppen sind sich einzig in der Ablehnung des Regimes
Boumedienne einig und empfahlen ihren Anhéngern daher Enthaltung.
So war denn auch die Wahlbeteiligung in der Kabylei (wie schon
immer seit Beginn der Unabhiingigkeit) und in Constantine, im
Osten des Landes, besonders niedrig. Trotzdem hat diese Wahl deut-
lich ergeben, daf} die Opposition immer mehr an Einfluf} verliert und
keine Chance hat, solange die Armee Ruhe hilt. (Die Regierung konnte
es sich leisten, in den letzten Monaten aufler einigen « Hauptschul-
digen» fast alle politischen Gefangenen zu entlassen.) Den gewdhn-
lichen Algerier bewegen sehr viel dringlichere Probleme als die
Querelen der politischen Gruppen, und es ist mehr als fraglich, ob die
Opposition das Hauptproblem, nimlich Arbeit und Brot zu ver-
schaffen, besser losen kénnte.

Landwirtschaftliche Autogestion

Von der berufstitigen Gesamtbevolkerung ist weniger als eine von
vier Personen mehr oder weniger beschiftigt. In diesem Sinn kann
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man sagen, dafl Arbeit in Algerien eine Ausnahme ist.» Zu diesem
Schlul kam die grofite algerische Tageszeitung El Moudjahid im
Januar dieses Jahres. Besonders hart ist die Lage auf dem Lande, wo
trotz starker Landflucht noch immer zwischen 65 und 67 Prozent der
Bevolkerung leben, und obwohl Algerien landwirtschaftlich ein
potentiell reiches Land ist und vor der franzésischen Eroberung von
1830 ein grofler Exporteur von Getreide und Pferden war.

Als in den Monaten vor und den zwei Jahren nach Eintritt der
algerischen Unabhingigkeit die franzisischen Siedler ihre Besitzungen
verlieBen, wurden die Giiter nicht in Einzelparzellen zerschnitten,
sondern comités de gestion, Selbstverwaltungsriten, unterstellt, in
denen vor allem die ehemaligen Gutsarbeiter salen. Genauer: in den
weniger fruchtbaren Teilen des Landes und in den Bergen miihen sich
nach wie vor die Einzelbauern ab, die rentabel arbeiten miissen —
ihnen bleibt ja nichts anderes iibrig —, wihrend in den fruchtbaren
Ebenen nun anstelle der franzésischen colons die Selbstverwaltungs-
rite sitzen, die mehr und mehr Schulden machen. Wie kommt das ?

Die Leiter der Farmen waren inkompetent: Freiheitskimpfer aus
dem Maquis, die zur Belohnung dorthin gesetzt wurden, Kaufleute,
die bald wegen Korruption im Gefingnis verschwanden, ehemalige
Gutsarbeiter, die zwar arbeiten, aber nicht einen ganzen Betrieb leiten
kénnen. Die Betriebe erhielten die Auflage, statt (zum Beispiel) 25
Mann 45 zu beschiftigen. Ersatzteile fiir fast neuwertige Maschinen
waren selbst in Jugoslawien nicht aufzutreiben. Fiir neue Gerite wur-
den Kredite bewilligt, nicht aber fiir Reparaturen. Und so weiter.

Man kann natiirlich auch andere Beispiele nennen. Ich selbst habe
mustergiiltig bestellte Farmen gesehen, in denen die ehemaligen
Gutsarbeiter recht erhebliche Uberschiisse unter sich aufteilen
konnten. Aber die negativen Beispiele sind in der Uberzahl. Die
Regierung selber spricht von «enormen Defizits», die «teils durch
unredliche Machenschaften, teils durch Unfihigkeit» verursacht sind
(El Djeich, April 1966). Gegen Betriiger und Schidlinge des «natio-
nalen Gutes» geht die Regierung duBlerst scharf vor. Unfihigkeit
jedoch kann durch noch so hilfreiche Abendkurse und kurzfristige
Alphabetisationskampagnen nicht aufgehoben werden. Hier muf} eine
griindlich ausgebildete Jugend heran, und das braucht — Zeit.

Die neue Regierung versucht hier durch eine pragmatische An-
wendung des Autogestionsprinzips zu helfen: Jeder Sektor haftet fiir
seine Ergebnisse, aber der Gewinn jedes Sektors soll als Stimulans
unter die Arbeiter verteilt werden. Auch fiir Reparaturen sind Kre-
dite bereitgestellt worden, usw. Wichtiger aber wire, daB jede Farm
nur soviel Leute anstellt, wie sie benstigt — die anderen miiiten in
der Industrie Arbeit finden. Aulerdem miilten viel héhere Kredite
zur Verfiigung gestellt werden. Das kann die Regierung nur tun,
wenn eine starke Industrie Kapitalhiife leistet. Wie in fast allen Ent-
wicklungslindern ergibt sich auch hier die Notwendigkeit: das Agrar-

165



land Algerien muf3 stirker industrialisieren, um seiner Landwirt-
schaft aushelfen zu kénnen.

Reformen fiir die Fellachen in den Bergen

Die Schwierigkeiten, denen die ehemaligen GroBgiiter begegnen,
finden sich in potenzierter Form im sogenannten traditionellen agra-
rischen Sektor. In harter Arbeit und mit unendlichem Flei3 erndhren
diese in den wenig fruchtbaren Gebirgen und Hochflichen lebenden
Fellachen den iiberwiegenden Teil der algerischen Bevélkerung, und
zwar mit Mitteln, die sich seit Jahrhunderten kaum gewandelt haben.
Die Modernisierung des Landes in franzdsischer Zeit hat sie ebenso-
wenig beriithrt wie der Sozialismus Ben Bellas, obwohl der algerische
Freiheitskampf von Anfang an deutlich einen sozial-revolutioniren
Zug trug: die Bergbauern wollten den GrofB3grundbesitz beseitigen.
Das ist nun zwar weitgehend geschehen, aber die Fellachen aus den
Bergen, die fiir den Freiheitskrieg am meisten Opfer gebracht haben
und auf jeden Fall zu den Armsten im Land gehéren, haben vom Sleg
nichts gehabt. Darum hat die neue Regierung fast den ganzen im
Haushaltsplan von 1966 fiir die Landwirtschaft bestimmten Betrag,
nimlich 96,2 Millionen Dinar (knapp 80 Millionen DM), fiir die
Fellachen verwendet. Doch was sind 80 Millionen Mark bei iiber
500 000 privaten Bauernbetrieben ?

«Jede Hilfe ist unwirksam, wenn die Strukturen nichts taugen»,
sagt die Regierung, und propagiert deshalb seit Friihjahr 1966 eine
grofle Agrarreform, die allerdings auf 1967 verschoben worden ist.
(Dies ist ein Kennzeichen des Regierungsstils Boumediennes: man will
nichts iiberstiirzen.) Bodenreform, Modernisierung der Bewirtschaf-
tungsmethoden (mit einer Genossenschaftsbewegung verbunden),
materielle Anreize fiir die Bauern und eine politische und technische
Mobilisierung sind die vier Ziele. Die Regierung versteht die bereit-
gestellten Mittel daher mehr als eine «soziale Investition», wie es
heilt, denn als rentable Kapitalanlage. Um die Arbeitslosigkeit zu
verringern, soll solchen Genossenschaften bevorzugt geholfen werden,
die so viele Arbeiter wie méoglich einstellen. Wird aber dadurch und
durch den in diesem Bereich noch stirkeren Mangel an professionellen
Kenntnissen eine Rentabilitit der traditionellen Betriebe nicht illu-
sorisch und die ganze Agrarreform diskreditiert ?

Was man erreichen will, ist durchaus verniinftig — Algerien ist eines
der wenigen Entwicklungslinder, das die alten Strukturen aufgibt
und neue sucht —, nur stehen die vorhandenen Mittel in keinem Ver-
hiltnis zu den benétigten Investitionen. Das soziale Ziel der Agrar-
reform, die sich stindig vertiefenden Gegensitze zwischen den bitter-
armen Gebirgsgegenden und den reichen Stidten und der Kiiste aus-
zugleichen, wird ohne stiirkere Industrialisierung nicht gelingen. Diese
wiederum wird die bestehenden Gegensitze zunichst noch verschirfen.
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Algeriens Schatzkammer — das Erdol der Sahara

Algerien = Landwirtschaft 4 Erdél: auf diese etwas einfache
Formel brachte der algerische Industrieminister Abdessalam das
Problem in einem Gesprich mit der Armeezeitschrift El Djeich im
April 1966. In der Tat: Grundlage des algerischen Haushalts sind die
Einkommen aus den reichhaltigen Erdsl- und Erdgasvorkommen von
Hassi Messaoud, Hassi R’Mel und im Becken von Polignac.

Entscheidend fiir die Ausbeutung dieser Vorkommen ist der schon
unter Ben Bella vorbereitete Vertrag zwischen Algerien und Frank-
reich vom 29. Juli 1965, der in Algier als Modell fiir alle Erdsl produ-
zierenden arabischen Linder verstanden wird, weil er nicht zwischen
einem Konzern und einer Regierung, sondern zwischen zwei souve-
ranen Staaten abgeschlossen wurde. Diese Regelung, die produ-
zierendes und konsumierendes Land in eine neue, wie es heiflt part-
nerschaftliche, Beziehung setzt, entspricht sowohl den Interessen und
auBlenpolitischen Vorstellungen de Gaulles als denen der algerischen
Fiihrer: Diese begriilen jede Kooperation, sofern sie im Geist der
gegenseitigen Achtung geschieht und den Interessen der Beteiligten
entspricht. Sie betonen aber gleichzeitig politische Unabhingigkeit
und wirtschaftliche Selbstindigkeit der jungen Staaten, die vorzugs-
weise «im Schweil} unserer eigenen Stirnen» errungen werden soll (wie
Boumedienne sich am 1. Mai 1966 ausdriickte), und befiirworten ferner
Antiimperialismus und Nichteinmischung in die Angelegenheiten der
anderen Linder.

Dies ist auch der Grund dafiir, daf} die Delegation der DDR im
Februar 1967 in Algier nicht einmal die Eréffnung von Konsulaten
erreichen konnte, sondern sich mit einem Vertrag iiber wissenschaft-
liche und technische Zusammenarbeit begniigen muBte, obwohl die
DDR Algerien noch im Januar eine Anleihe von 400 Mio DM gewéhrt
hat. Aus gleichem Grund ist die westdeutsch-algerische Freund-
schaft noch eine schwache Blume, denn Algerien lehnt politisches
Entgegenkommen als Preis fiir Entwicklungshilfe strikt ab.

Nach dem Vertrag vom 29. Juli 1965 erhiit Algerien nicht nur
einen von Jahr zu Jahr groBBeren Anteil am Gewinn der franzoésischen
Gruppen in der Sahara (vor allem SN Repal und CFP [A]), der sich
bis zu 75 Prozent steigern wird, sondern beteiligt sich durch die
staatliche Gesellschaft Sonatrach selbst zunehmend an Versuchs-
bohrungen, Forderung, Raffinerie, bis hin zu Verteilung und Verkauf
im In- und Ausland. Die im Mérz 1966 eingeweihte dritte algerische
Erdolleitung von Haoud El Hamra bis Arzew bei Oran (801 km) bei-
spielsweise ist ausschliellich in algerischem Besitz und soll bei einer
Transportleistung von 22 Millionen Tonnen dem algerischen Haus-
halt 1967 eine Milliarde Dinar (ungefihr gleichviel franzoésische
Franken) einbringen. Die giinstigen Bedingungen dieses Vertrages
erkliren die unnachgiebige Haltung Algeriens im Streit mit den anglo-
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amerikanischen Erdélgesellschaften Sinclair, Philips, Tidewater, El
Paso usw. im November 1966 und den Abbruch der Verhandlungen
mit der italienischen Gruppe ENI iiber die Lieferung algerischen
Erdgases nach Mitteleuropa im Februar 1967.

Abgesehen von den stindig steigenden Einnahmen hat die neue
Regelung fiir Algerien auch sonst Vorteile. Sie gestattet, einheimische
Arbeiter anzustellen und algerische Techniker und Ingenieure heran-
zubilden. Weiter sichert sie eine Stabilitdt der algerischen Einkiinfte
und damit der Finanzlage des Staates und erméglicht eine weitsich-
tige Planung nicht nur in der Petrochemie, sondern iiberhaupt bei
der Industrialisation des Landes, unter maximaler Einbeziehung der
Energiequellen, zum Beispiel der Erdgasleitungen.

Autogestion in der Industrie: Arbeitslosigkeit oder Schulden im Betrieb

Fiir die Arbeitslosen Algeriens ist das alles noch Zukunftsmusik.
Eine spiirbare Minderung der Arbeitslosigkeit in nichster Zeit mul}
durch Gesundung und Ausbau der schon bestehenden Industrie
erfolgen. Diese ist fast vollstindig nationalisiert und wird, im Rahmen
einer allgemeinen staatlichen Aufsicht — die nach der Kommunal-
reform weitgehend in die Hinde der Gemeinden iibergehen soll —,
von den Arbeitern selbst verwaltet, dhnlich wie in Jugoslawien: «die
Fabrik dem Arbeiter».

Seit dem Exodus der Europder mangelt es hier ganz besonders an
Fachleuten. Die in verschiedenen Stidten eingerichteten und von
Franzosen geleiteten Abendkurse kénnen die Liicken nur schwer
schlielen, vor allem wenn sich die neugebildeten « Produktionsleiter»
dann etwa folgender Situation gegeniibersehen (es handelt sich um
eine Kachelfabrik in Ostalgerien): Das Selbstverwaltungskomitee war
vollig unfihig. Eine geordnete Kassenfithrung gab es nicht. Das Werk
hatte 800 000 Dinar Schulden und beschiftigte dreimal soviel Arbeiter
als notig.

Dies Beispiel zeigt die Probleme, die sich iiberall ergeben. «Soll
eine gro3e Zahl von Arbeitern eingestellt werden, auch auf die Gefahr
hin, daf} die Rentabilitit der Unternehmen gefihrdet wird ? Darf der
soziale Aspekt iiber den wirtschaftlichen die Oberhand behalten oder
der wirtschaftliche iiber den sozialen ?» fragte Prisident Boumedienne
in einem Interview mit der franzésischen Zeitschrift Nouvel Obser-
vateur vom 5. November 1965; wie ist die ungliickliche Alternative:
Arbeitslosigkeit oder Schuldenim Betrieb zulésen ? Boumediennes Ant-
wort: «Es ist nun an der Zeit, das alles (das hei3t die wirtschaftlichen
und sozialen Forderungen) ins Gleichgewicht zu bringen. Es kommt
auf keinen Fall in Frage, Arbeiter zu entlassen und so die driickende
Arbeitslosigkeit noch zu vergréoflern. Wir miissen uns vielmehr be-
miihen, die Arbeitslosigkeit aufzusaugen, die vorhandene Arbeits-
kraft so gut wie moglich auszunutzen, ohne jedoch die Budgets iiber-
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mifBig zu belasten.» Das ist das Problem der Quadratur des Kreises.
Wie soll das Kunststiick zustande kommen ? «Es ist eine Frage der
Organisation.» (Boumedienne, a.a.0.)

Die Regierung hat die Probleme genau erkannt. Der Weg zum
Wohlstand ist weit: Man kann nicht ein oder zwei Millionen Arbeits-
lose dem Fortschritt des anderen Teils des Volkes opfern. «Es ist
nolig, bestimmte grundlegende Voraussetzungen zu schaffen, damit
die Autogestion voll gelingen kann», sagte Prisident Boumedienne in
einer Rede am 28.Mirz 1966. Darum versucht die Regierung, durch
stirkere Gewinnbeteiligung den Anreiz zur Selbstverwaltung zu
erhohen. Eine dauerhafte Besserung wird aber auch hier nur ein-
treten, wenn eine gut ausgebildete Jugend in die Fabriken hinein-
wiichst, und wenn es gelingt, erheblich mehr neue Industriebetriebe
zu bauen als bisher.

Der Regierung geht es, wenn sie so viel Arbeiter wie moglich ein-
stellen 1aB8t, auch um Freiheit und Menschenwiirde der Betreffenden.
Nur, wenn der Betrieb pleite ist, bleibt von der Menschenwiirde des
Arbeiters nicht viel mehr iibrig als von der eines Arbeitslosen.

Reprivatisierung und Verstaatlichung

«Soyons sérieux, soyons réalistes!» — Seien wir doch verniinftig!
ist Boumediennes Devise. Als Realist sieht man schnell, daf} das Auto-
gestionsprinzip keineswegs iiberall als Dampflok in den Fortschritt
zieht. Darum ist es nicht erstaunlich, daB seit zwei Jahren viele leicht-
fertig verstaatlichte Restaurants, Cafés, Papier- und sonstige Liden
ihren Eigentiimern zuriickgegeben worden sind. Offiziell heiBt es:
Der Staat kann nationalisieren, soll aber nicht konfiszieren. Auf
Boumediennes Anordnung hin eingesetzte Komitees sollen prifen, wo
leichtfertig, etwa aus Griinden persénlicher Gegnerschaft, enteignet
wurde. Das ist pragmatischer Sozialismus. «Die Theoretiker werden
schreien !» sagte Bounmedienne voraus. Und die Gewerkschaften haben
natiirlich geschrien.

Der eigentliche Grund fiir diese Reprivatisierungen war aber, daB3
die meisten verstaatlichten Geschifte mit Verlust arbeiteten, selbst
wenn der urspriingliche Besitzer der Pichter geworden war. Nach der
Riickgabe behob sich dieser Schaden schlagartig. Uberhaupt hat sich
im letzten Jahr mit zunehmender Deutlichkeit gezeigt, dall es in
Algerien eine sehr wohlhabende K aufmanns- und Hindlerschicht gibt.
Um das hier vorhandene, meist in Frankreich aufbewahrte Kapital
nutzbar zu machen, hat die Regierung im neuen Investitionsgesetz
vom November 1966 Investitionen in Immobilien bis zu einem Wert
von 400 000 DM gestattet, um die kleinen und mittleren Industrie-
betriebe zu beleben. Diese MaBnahme ist bisher recht positiv auf-
genommen worden.

Dagegen mifitraut das auslindische Kapital, trotz der kiirzlich von
zwei amerikanischen Banken gewihrten Anleihen, den erzsozialisti-
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schen Prinzipien einiger algeriscuer Fiihrer, die hinter auslindischem
Geld sofort die Gefahr der Ausbeutung und wirtschaftlicher Ab-
hingigkeit wittern. Dies MiBtrauen wird bestirkt durch die iiber-
raschende Verstaatlichung der Erzgruben und der Versicherungs-
gesellschaften im Jahr 1966. Dazu wurde offiziell in Algier und Paris
erkldrt: Das Volk nimmt wieder Besitz von seinen natiirlichen Reich-
timern. Das ist irrefilhrend, denn auch in den bis dahin von franzo-
sischen Firmen verwalteten Unternehmen hatte Algerien einen so
starken Anteil im Aufsichtsrat, daB von fremder Ausbeutung nicht
die Rede sein konnte. Zur Zeit machen die natiirlichen Reichtiimer
das Volk nur arm: Die Entschidigungen der franzésischen Gesell-
schaften werden eine Menge Geld kosten, Investitionen sind not-
wendig, die Arbeiter der «befreiten » Gruben sind auch nicht besser
auf Selbstverwaltung vorbereitet als die anderen, und Algerien wird
zudem seine stindig wachsenden FErzhalden nicht los. Immerhin
passen diese Verstaatlichungen in den Rahmen der von Boumedienne
beabsichtigten Festigung der nationalen Souverinitit in wirtschaft-
licher Hinsicht. Doch hat der Erdélvertrag dasselbe Ziel mit mehr
Erfolg erreicht — ohne Verstaatlichung. Die Theoretiker schreien
nicht mehr, sie freuen sich.

Opposition im Einparteienstaat: die Gewerkschaften

Welche Griinde kénnen Prisident Boumedienne veranlaft haben,
dem Revolutionsrat diese MaBnahmen vorzuschlagen ? Betrachtet
man die offizielle Begriindung mit Skepsis, so bleibt nur eine plau-
sible Erklirung: Der Revolutionsrat sah sich dem algerischen Ge-
werkschaftsbund UGTA gegeniiber zum Einlenken genotigt.

Der algerische Gewerkschaftsbund, wihrend des Befreiungs-
kampfes eine der wichtigsten Widerstandsgruppen, ist in dem Agrar-
land Algerien zahlenmiBig nicht sehr stark und in seinem Wirkungs-
bereich im wesentlichen auf Westalgerien, besonders Oran, be-
schrinkt. Seit je waren die algerischen Gewerkschaften Exponent
einer kompromiBlosen sozialistischen Haltung: Sie fordern die Ver-
staatlichung aller auslindischen Gesellschaften und einheimischen
Industrieunternehmen und des algerischen GroBgrundbesitzes in
algerischer Hand, auBerdem eine fast vollstindige Autonomie der
Selbstverwaltungsrite in den Industriebetrieben und den Volks.
giitern, gerade auch in finanzieller Hinsicht. Wihrend der Bliitezeit
unter Ben Bella besall die UGTA groBen EinfluB bei den algerischen
Massen. Der pragmatischen Wirtschaftspolitik Boumediennes hat sie
sich von Anfang an widersetzt. Symptomatisch war die regelmiBige
Beschlagnahmung der wéchentlich erscheinenden Gewerkschafts-
zeitung Révolution et Travail, deren letzte — am 18. April 1966 vor
Erscheinen beschlagnahmte — Ausgabe in Artikeln wie « Wie die
Autogestion sabotiert wird» und «Konterrevolutionire zeigen ihr
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wahres Gesicht» die Reprivatisierungen und noch bestehenden aus-
landischen Besitz angriff. (Seit Januar 1967 erscheint Révolution et
Travail wieder, als Monatsschrift.)

Diese Angriffe gegen Regierungsmaflnahmen und unerfiillte For-
derungen nach alleiniger Mitbestimmung von Gewerkschaftsmitglie-
dern in den Betrieben fiithrten im Sommer 1966 zum offenen Konflikt:
Dutzende von Gewerkschaftsangehérigen wurden unter dem Ver-
dacht, der kommunistenfreundlichen Oppositionshewegung ORP
anzugehoren, verhaftet und gefangengesetzt. Im Zentralkommis-
sariat der Polizei in Constantine und anderswo wurde gefoltert.
(Immer wieder wurden im vergangenen Jahr Folterungen von Ange-
horigen der politischen Opposition berichtet, die Priasident Boume-
dienne zwar mifbilligt, aber nicht verhindert.) Im Oktober schlof} sich
der Nationalsekretir der UGTA, Slimane Rebba, offen der OCRA an.

Heute scheint die Lage leicht entspannt. Mitte Dezember 1966
wurden alle Gewerkschaftsleute aus den Gefingnissen entlassen. Pri-
sident Boumedienne hat den ehemaligen Gewerkschaftsgeneralsekretir
Ali Yahia zum Landwirtschaftsminister gemacht. Es handelt sich
dabei um einen Waffenstillstand im gegenseitigen Interesse: Prisident
Boumedienne brauchte die Beteiligung der Gewerkschaften bei den
Vorbereitungen der Kommunalwahl (gegen die Opposition im Exil),
Generalsekretir Oumeziane wollte soviel Arbeiter und Anti-Biirger-
liche wie méglich in die Gemeinderite bringen. Auflerdem spiirte er,
daf} die Anziehungskraft der UGTA fiir die Arbeiter und der Einflul}
auf die Massen nachgelassen hat, seit die Gewerkschaften in den Tages-
zeitungen kaum noch erwihnt wurden. DaB es sich bei der gegenwiir-
tigen Entspannung eher um Taktik als um grundsitzliches Einver-
stindnis handelt, beweist die Verhaftung von Gewerkschaftern in
Ain-Defla am Wahlsonntag und die Bemerkungen von Generalsekretir
Oumeziane: « Welches auch die Schwichen der Partei heute sein
mogen, wir gehoren zu ihr. .. Wir Gewerkschafter fithren nicht auto-
matisch aus, was man von uns verlangt. Wir fiihren nur aus, was
unserer sozialistischen Grundhaltung entspricht...»

Wenn die UGTA im Augenblick aus verschiedenen Griinden leise-
tritt, so protestieren die Studenten von Algier von Zeit zu Zeit um so
heftiger. Die Feindschaft zwischen dem Regime Boumedienne und
den Studenten ist so alt wie das Regime: an jenem 19. Juni 1965 waren
ja die Studenten die ersten, die gegen die « Konterrevolution» und
eine «Militirdiktatur» demonstrierten, eine Anklage, die sie auch
heute noch wiederholen. Damals gelang es dem Regime, diese Pro-
testbewegung zu unterdriicken. Der Generalsekretiar der Studenten-
gewerkschaft UNEA, Mouffok, wurde verhaftet und mancherlei
Repressalien ausgesetzt. Aber der Versuch der Partei, eine der Partei
ergebene Studentenorganisation, die FEMP, zu schaffen, ist — wie auch
in anderen Lindern — nicht von Erfolg gekront. Der jiingste zwei-
stiindige Streik in Algier gegen Einmischung der Regierung in stu-
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dentische Affiren und gegen den Entfiithrungsversuch eines ihrer
Fiihrer wurde zu etwa 85 Prozent befolgt.

Der Ordnungsfaktor im Land — die Armee

Auf welche politische Macht kann sich Boumedienne stiitzen ? Die
Partei — von Ben Bella als Eliteformation und nicht als Massen-
bewegung geschaffen — beeinfiult zwar offiziell die Regierungs-
entscheidungen ganz erheblich, besteht aber in weiten Teilen des
Landes nur auf dem Papier. Boumedienne stiitzt sich auf die Armee,
deren Gunst sich Ben Bella nach und nach verscherzt hatte, als er die
Volksmiliz schuf und den Soldaten Mittel und EinfluB kiirzte. Das war
wohl der HauptanlaB fiir den Staatsstreich vom 19. Juni 1965.

Mit Oberst Boumedienne, der auch heute noch Verteidigungs-
minister ist, zogen Militirs in viele einfluireiche Stellungen ein. Eine
von Boumediennes ersten Taten war, die Gehilter der Armee zu
erhéhen. 2500 DM erhilt ein Offizier, zehn- oder zwanzigmal soviel
wie seine Landsleute durchschnittlich verdienen. Rund 20 Prozent
des Staatshaushalts gehen an Armee und Nationalgendarmerie und
in das teure, aus der Sowjetunion bezogene Riistungsmaterial.

Was aber tut die Armee ? Das fragt man sich immer wieder. Die
Antwort: Wache schieben, Fuflball spielen und Blumen ziichten. Ein
Offizier aus Algier sagte mir: « Acht Jahre haben wir gekampft, jetzt
ruben wir uns aus !» Die Fellachen in den Bergen haben auch gekimpft.

Weil die Armee die einzige stabile Kraft des Staates ist, hat sie in
Algerien eine entscheidende politische Funktion. «Die Armee ist
Schild und Lanzenspitze, die die Revolution beschiitzen», sagt Pri-
sident Boumedienne immer wieder. Das Militdr hat den Platz an der
Spitze der algerischen Gesellschaft erhalten — ist es da an revolutio-
nidren Anderungen der Gesellschaft interessiert, die nur seine Privi-
legien gefihrden kénnten ?

Abgesehen von der neuen Superklasse, der Armee, hat sich die
soziale Schichtung der algerischen Gesellschaft mit der Unabhiéngig-
keit des Landes nicht gedndert. Auch im sozialistischen Algerien sind
die Unterschiede zwischen den drei traditionellen Klassen genauso
stark wie schon immer: Auf der einen Seite die Funktionire (Beamte,
Angestellte, Lehrer) und die Kaufleute, auf der anderen Seite die
armen Bauern, Arbeiter und Arbeitslosen. Die Regierung will «revo-
lutionére» Gesellschaftsformen schaffen. Wird das gelingen? Es
kommt darauf an, den Staat zu «moralisieren», wie Boumedienne es
nennt. Aber er macht sich keine Illusionen: « Man braucht viel Zeit,
um eine Gesellschaft umzuformen !»

Auf den revolutioniren Enthusiasmus Ben Bellas, der zu nichts
fiithrte, folgten zwei Jahre Analysieren und Planen. Jetzt gilt es, die
Plane Wirklichkeit werden zu lassen — in einer dritten, der lingsten
und schwierigsten Periode. Martin Koschorke, Deutschland

172



	Fünf Jahre unabhängiges Algerien

